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Zu den Zahlen 08 3504/16-1 /8/88 vom 20. Dezember 1988 und 
08 3504/2-I/8/�8 vom 10 . Jänner 1989 

Zum ü bersandten Entwuri eines Abfallwir�schaftsgesetzes wird folgen­

de Stellungnahme abgegehen : 

Allgemeines : 

Nach Art. 10 Abs. 1 Z. 12 B-VG i.n der Fassung d·es ;am 1 .. ,Jänner 1989 

in Kraft getretenen Art. 1 Z .. 3 der 5undes-Ver.fassungsgesetz-No­

velle 1988, 5GBl. Nr. 685, :Lstdie Abfallwirtschaft hinsichtlich 

gefährlicher Abfälle, hinsichtlich anderer Abfälle nur �oweit ein 

Bedürfnis nach Erlassung einheitlicher Vorschriften vorhanden ist , 

in Gesetzgehung und Vollziehung Bundessache. Dieser neu geschaffene 

Kompetenz t atbestand beseitigt - wie in den Erläuterungen zum vorlie-
, 

genden Entwurf ausg.e führt ist - die bislang geltende akzessorische t 
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durch das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes VfSlg. 7792 vorge­

gebene Zuständigkeitsregelung. 

Während also für gefährliche Abfälle nunmehr eine unbeschränkte 

Gesetzgebungs- und Vollzugskompetenz des Bundes besteht, kann der 

Bund eine solche für den Bereich der übrigen Abfälle, das sind alle 

nicht gefährlichen Abfälle, nur bei Vorliegen eines Bedarfes nach 

einer einheitlichen Regelung in Anspruch nehmen. In den Erläuterun­

gen zum Entwurf ist richtig ausgeführt, daß es s�ch dabei um einen 

objektiven Bedarf handeln muß. Dies hat wiederum zur Folge, daß 

es dem Bund im Falle der Inanspruchnahme ö�r Bedarfskompetenz ob­

liegt, eingehend jene komDetenzbegrUndenden Umstände darzulegen, 

die seiner Ansicht nach eine einheitliche Regelung erfordern. Auf 

diesen Umstand mußte bereits in der ha. Stellungnahme vom 16. Jän­

ner 1989, Präs. Abt. 11 - 1435/5, zum Entwurf eines Altlastensanie­

rungsgeset:zes in ähnlichem Zusammenhan.g hingewiesen werden. Auch 

in den Erläuterungen zum vorliegenden Entwurf wird der Bund d�eser 

Aufgabe in k�iner Weise gerecht. Im vagen Hinweis im allgemeinen 

Teil der Erläuterungen, wonach die meisten Abfälle �m Bereich der 

nicht überwachungsbedürftigen Sonderabfälle .anfallen würden und 

es sich auf Grund der bei der Vollziehung 4es Sonderabfallgesetzes 

gewonnenen Erfahrungen als zweckmäßig erwiesen habe, diese bun-des­

'einhei tlich zu regeln, kann eine ausreichende Begründung ni'cht er­

blickt werden. Hinsichtlich der weiteren, im vorliegenden Entvur� 

enthaltenen und nicht die gefährlichen Abfälle betreffenden Vor­

schriften begnügen sich die Erläuterungen überhaupt mit einer 

schlichten Aufzählung jener Bereiche, in denen n�ch Ansicht des 

Bundes ein Bedarf nach einer einheitlichen Regelung gegebe n is'..t, 

wobei nicht einmal der Versuch einer Begründung unternommen wird 

(vgl. den allgemeinen Teil der Erläuterungen S. 5 f. ). 

12/SN-173/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)2 von 16

www.parlament.gv.at



• 

- 3 -

Die aufgezeigte Problematik wiegt um so schw�rer, als nicht etwa 

ein rein formaler Begründungsmangel vorliegt, der jederzeit nach­

träglich behoben werden kann. Wie im folgenden nOCh zu zeigen sein 

wird, dürfte der vorliegende Entwur f zum Teil jedenfalls Sachver­

halt e umfassen, hinsichtlich der ein Bedarf nach einer einheitlichen 

Regelung und damit eine Gesetzgebungs- und Vollzugskompetenz des 

Bu ndes in Wahrheit nicht gegeben ist. Insbesondere unter dem Ge­

sicht spunkt, daß gefährliche Abfälle kaum gemeinsam mit anderen 

Abfällen entsorgt werden können� ist nämlich kein Grund ersichtlich, 

der eine umfassende Regelung des Rechtes der Abfallbeseitigungsan­

lagen durch den Bund rechtfertigen würde. Soweit im Bereich der 

landesrechtlichen Vorschriften diesbezüglich noch Regelungsdefizite 

bestehen, können diese vom jeweiligen Landesgesetzgeber beh�ben 

werden, ohne daß dadurch eine effiz iente Abfallwirtschaft in Frage 

gestellt wird. Die Bestimmungen der § §  1 1  ff. im V. Absc·hnitt de s 

Entwurfes dürften daher, sowej,t diese sich auf-andere als gefähr­

liche Abfälle beziehen, einer kompetenzrechtlichen Grundlage ent­

behren. Gleiches gilt hinsichtlich des VII. Abschnittes des Entwur­

fes, der die Abfuhrpflicht der Gemeinden r egelt. Die Abfallgesetze 

nahezu sämtlicher Bundesländer beinhalten in der Praxis bewährte 

Vorschriften über die Einrichtung ,einer Mül1abfuhr .• Objektiv stich­

hältige Gründe für eine diesbezügliche bundese illheit�icbeReie lung 

werden sich kaum finden lassen. l)erartig-e Gründ"e lägen näml.ichnur 

vor, wenn dem Bund der Nachweis gelänge .• daß ·.durch ei.ue bU'Ddesein­

hei tliche Regelung der Gemeindemüllabfuhr auf ·dem Gebiet der -(bislang 

bereits klaglos funktionierenden) Samml-ung des Hausmülles tatsächlich 

eine wesentliche Verbesserung herbeigeführt werden könnte. Im Hin­

blick auf diese schwerwiegenden Bedenken wird im folgenden dav on 
) 

abgesehen, hinsichtlich der bezüglichen Bestimmungen des V. und 

des VII. Abschnittes auf Einzelheiten �inzugehen. 
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Eine weitere kompetenzrechtliche Problematik ergibt sich unmittel­

bar aus d er d urch d ie Bund es- Verfassungsgesetz- Novelle 1988 geschaf­

fenen Abfallwirtschaftskompetenz d es Bund es. Es ist nicht zweifel­

haft, d aß d iese Kompetenz Maßnahmen auf d en Gebieten d er Abfallver­

meid ung, d er Abfallverwertung und d er Abfallbeseitigung beinhaltet. 

Da Maßnahmen d er Abfallvermeid ung gerad e d as Entstehen von Abfällen 

verhind ern sollen, werd en d iese zumind est zum Teil an einem Punkt 

ansetzen müssen, an d em eine Sache eben noch nicht Abfall, sond ern 

Wertstoff ist. Solche Maßnahmen werd en in Teilbereic.'hen unmittelbar 

od er mittelbar in d en Wirtschaftsablauf eingreifen. In abgeschwäch­

tem Ausmaß d ürfte d iese Problematik auch für d i� übrigen Bereich� 

d er Abfallwirtschaft - im besond eren für d ie Abfallverwert ung -

zutreffen, d a  Vorschriften d enkbar sind , die dem Entstehen von Ab­

fällen mit bestimmten problematischen, einer Verwertung oder gefahr­

losen Beseitigung entgegenstehend en E.i genschaft en vorbeugen sollen. 

Es müssen d aher zulässige Maßnahmen der Abfallwirt schaft von �irt­

schaftslenkenden Maßnahmen, d ie i n d er Abfallwirtschaftskompetenz 

und in sonstigen Kompetenzen d es Bund es keine Deckung 1inden, abge­

grenzt werden. Es wird einzuräumen sein, daß die Grenzziehung �n 

dieseln Bereich nicht immer eindeutig möglic.h sein ·wird und �ei l­

weise mit Unschärfen belastet bleiben muß . Maßnahmen ·der Abfallwirt­

schaft, d ie im Ergebnis wirtschaftslenkender Natur sind bzw. rirt­

schaftslenkende Folgen mit sich bringen9 w.erden in der Ab:faI1wirt­

sChaf tskompetenz d es Bund es eber 'grundsätzlich 'Bur insoweit -eine 

kompetenzrechtliche Deckung finden9 als diese v erhältni-smäßi g und 

sachgerecht sind und ihr Zweck ausschließlich in der Abfallwirtschaft 

begründ et ist. Damit verbundene wirtschaftslenkende Effekte dürfen 

nicht in d en Vord ergrund tr� ten, sondern müssen diese vielmehr eine 

unvermeid bare Nebenfolge d er vom Gesetzgeber ange�rdneten abfallwirt­

schaftlichen Maßnahmen sein. Dara u s 1olgt, daß den Bundes-
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gesetzgeber speziell in diesem kompetenzrechtlich sensiblen Bereich 

eine sehr weitgehende Determinierungspflicht trifft. Der im Einzel­

fall anzulegende Maßstab wird um so strenger sein, je weiter �ine 

gesetzlich vorgesehene Maßnahme im Ergebnis in den Wirtschaftsablauf 

eingreift. Weit gefaßte Verordnungsermächtigungen, wie sie § B des 

vorliegenden Entwurfes enthält. müssen unter diesem Gesichtspunkt 

bedenklich erscheinen. Dies gilt insbesondere für die sehr stark 

in den Wirtschaftsablauf eingreifenden Maß nahmen nach Abs. 4 ,Z. 3 

und 4 dieser Gesetzesstelle. Wirtschaft slenkende Maßnahmen, die 

unter den ·erwähnten Gesichtspunkten noch einer ei.ngehenden Prüfung 

bedürfen, sind aber auch im IX. A.bschnittbetreffend besondene Be­

stimmungen für Altöl enthalten. 

Während-der vorliegende Entwurf - ·wie eingangs uargelegt - gerade 

auf den Gebiet:en eier Abfallbeseitigungsanlagen und der Hausmüllen�­

sorgung Kompetenzüberschreit ungen -enthäl t. wir:ci insbesondere den 

Bereichen Abfallv·ermeidung und Abfallbeseitigung .. in ,denen der Bedarf 

nach einer österreichweit einheitlichen Regelun,g 'kaum 'zweifelhaft 

scheint, viel zu geringes Au-genmerk -geschenkt . l>ie diesbe:z üglichen 

Regelungen bleiben weit hinter den außerst '%'OTt:schrittlichen Ab'fall­

gesetzen einiger BundesländeT�urück. 

Da Landesinteressen -davon imbesonderemMaß e ';berührt sind , soll 

bereits an dieser Stelle die rechtlich verfehlte Vorschrift des 

§ 41 Abs .. 2 hervorgehoben werden. Es ist wohl nicht zweifelhaft, 

daß es dem einfachen Bundesgesetzgeber nicht ohne weiteres zusteht, 

landesrechtlicne Vorschriften außer Kraft zu setzen. Wenn -eine Ände­

rung der Kompetenzv�.rteilung ehemals kompetenzrechtlich unbedenkliche 

landesrechtliche Bestimmungen verfassungswidrig werden läßt, so 

besteht zwar die Verpflichtung des Landesgesetzgebers, diese der 

neu geschaffenen Verfassungsrechtslage anzupassen bzw. aufzu-
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heben. Selbst wenn der Landesgesetzgeber dieser Verpflichtung nicht 

nachkomm t, entsteht für den Bund daraus keine Derngationskompetenze 

Seine Möglichkeiten beschränken sich vielmehr auf die Anfechtung 

vor dem Verfassungsgerichtshof nach Art. 140 B-VG. Der einfache 

Bundesgesetzgeber kann auf ehemals landesrechtliche Vorschriften 

nur insoweit Einfluß nehm en, als diese nach Art. VIII der Bundes-Ver­

fassungsgesetz-Novelle 1988 (der in naher Zukunft noch groß e Probleme 

erwarten läßt) als par�ielles Bundesrecht weiter gelten. Partielles 

Bundesrecht im Bereich der Abfallwirtschaft stellen nach dieser 

Verfassungsbestimmung jedoch nur jene landesrechtlichen Vorschriften 

dar, die sich auf gefährliche Abfälle bezi�he n. 

In formeller Hinsicht .ist anzumerken, daß der Entwurf eine Vielzahl 

unbestimmter Geset zesbegriffe enthält. die der ei nschläg igen Fach­

sprache e ntnomm en sind. Ihr Inhalt dUrft e j�doch kaum ausreichend 

bestimmt sein, um den Anforderunge n des L�galitätsprinzipes en t­

.sprechen zu können. Dies gilt ·e twa für di·e �egr.iffe "'-erdkru'ste�ähn­

lich" (z. B. § 1 Abs. 2)� flparzellenscharf" (z.B. § 12 Abs. 2). 

Grundlegende Kritik .muß schließlich an der 'Ilachtr.äglichen Verkürzung 

der Begutachtungsfris·t angebracht werden. Es -darf 'wohl davon ausge­

gangen wer.den, daß der parlamentari'sche 'Termi:nplauschon 1.111 Zei tpunk.t 

der Aussendung des Entwurf.es ..z ur Beg.utac·hl;ung bekannt ·;ge.wesen ist, 

weshalb die unter Hinweis auf di-e Termineder paTlamentarischen 

Arbeit erfolgte nachträgliche t'ristv erkürzung nicht verständlich 

scheint. Die Vorgangsweise des dortigen Ministeriums verwundert 

um so mehr, als bereits im Begutachtungsverfahre n .betre ffend das 

Altlastensanierangsgesetz die Begutachtungsfrist nachträglich 
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verkürzt wurde. Dadurch geraten die Länder unnotwendig unter Termin­

druck. Eine sorgfältige Begutachtung7 die im Hinblick auf die Bedeu­

tung dieser Gesetzentwürfe wohl unver zichtbar ist, wird zumindest 

wesentlich erschwert. 

Unbeschadet der vorgebrachten grundsätzlichen Einwände wird zu ein­

zelnen Bestimm ungen des Entwurfes folgendes bemerkt : 

Zu § 1: 

Auf den im Abs. 1 verwendeten Begriff der "Wied erverwertung" wird 

im R ahmen der Begriffsbestimmungen des § 2 nicht Bedacht genommen. 

Es schiene sachlich ohne weiteres ausreichend� nur von der "Ver­

we,rtung" 7 zu sprechen, da diese die "Wiederverwertung" ohne di·e s  mi tum­

faßt. 

Der im Hinblick auf das Legalitätsprinzipzu un'bestimmte .Begriff 

"erdkrustenähnlich" im Abs. 2 könn·te ·durch :die :Wendung ",den Bode n 

ni cht beeint rächtigende Abfälle" er.seut werden. 

Zu § 2: 

Wie sich aus dem .IX. Ab schnitt des Entwurfe s ,-ergibt, ist ·-o·ffe.nsicht­

lieh beabsichtigt., auch Altöl �1:sAb'fallzll b-ehandeln. Da -d'eT Ent­

wurf prak tisch auss·chließlich an den Abfal�·be.griffanknüpft {vgl .. 

§ 3) und wichtige Rechtsfolgen demen'tsprech'end -von der A·bf'all.eigen­

schaft abhängen, sollte im Abs. 1 ausdrücklich 'normiert ·werden,. 

daß auch Altöl als Abfall im Sinne des Gesetzes gilt. 

Der mit do. Schreiben vom 25. November 1988 , Zl. 08 3514/6-1/8/88, 

zur Begutachtung ausgesandte Entwurf ei-ner Sonderebfallgesetz-Novelle 

enthielt eine dem Abs. 8 vergl eic hbar e Bestimmung. Es wir d daher 

auf die von Tirol mit Schreiben vom 12. Dezember 1988, 

Präs. Abt. 11 - 1339/318, dagegen erhobenen Einwände hingewiesen, 
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die im vorliegenden Zusammenhang gleichermaßen bestehen. 

Zu § 3: 

Im Abs. 2 Z. 1 dieser Bestimmung sollte es in Wahrheit nicht darauf 

ankommen, ob ein Stoff in ein Gewässer oder in eine Abwasserreini­

gungsanlage eingeleitet werden darf, da �in Stoff, dessen Einleitung 

dorthin an sich zulässig ist, auch in einem Zusammenhang anfallen 

kann, der eine Behandlung nach den Bestimmungen des vorliegenden 

Entwurfes erfordert. Richtigerweise müß ten wohl Einwirkungen auf 

Gewässer, die dem § 32 des Wasserrechtsgesetzes 1959 unterliegen, 

vom Geltungsbereich des Abfallwirtschaftsgesetzes ausgenommen wer­

den. 

Dem Abs. 2 Z. 3 dürfte e-in sprachliches Versehen anhaften'; richtig 

müß te von "Tätigkeiten" gesprochen werden. 

Schließlich scheint die Aufzählung cl-er vom Geltungsbereich des Ent­

wurfes ausgenommenen Bereiche nicht vollständig zu sein. Schon aus 

Gründen der Rechtssicherheit sollten Bereiche vi.e die Tier.körpe r­

beseitigung, die Schrottlenkung oder die Beseitigung radioaktiv-er 

Abfälle vom Gel tungsbe_:reich ·des Ge:setzes au'sdrücklieb ·aus.genommen 

werden. Diesbezüglich finde n sich .spezielleRegelungen im ��'er­

seuchengesetz, im Schrottlenkungsgesetz bzw. im Strableuscbutzge­

setz, die im Hinblick auf die in den genannten Be reichen jeweils 

gegeb�ne spezielle Problematik durch allgemeine abfallwirtschaft­

liehe Vorschriften nicht ersetzt we rden können. 

Zu § 4: 

Die beim Vollzug des Sonderabfallgesetzes gewonnenen Erfahrungen 
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lassen es zweifelhaft erschein en, ob ein bundesweites Abfallwirt­

schaftskonzept zeitgerecht erstellt und fortgeschrieben werden wird. 

Uberdies zeigt der Zusammen han g mit § 8, daß einem solchen Kon zept 

jeden falls zu m Teil n ormative Bedeutun g zu kommen würde. Es schein t 

verfassu n gsrechtlich daher geboten, derartige Konzepte - etwa ver­

gleichbar mit rau mordnu ngsrechtlichen Entwicklu ngsprogrammen - zu ­

mindest insoweit in Verordnungsform zu erlassen, als diese Vorgaben 

bzw. Maß n ahmen im Sin ne des Abs. 2 Z. 2 un d 3 beinhalten. 

Zu § 5: 

Es scheint auch hier der Bedarf nach einer bundeseinheitlichen Re­

gelung fraglich zu sein. In den Erläuterungen wird zumindest nicht 

einmal der Versuch unt�rnommen, einen solchen ob jektiv zu begründen. 

Bezüglich der Rechtsform gelten die Ausführungen zu § 4 sinngemäß. 

Zu den §§ 6 u n d  7: 

Au ß er einer Beratungsfu nktion und verschiedentliehen An hörungsrechten 

kommt dem Abfallwirtschaftsbeirat keine Auf gabenste I lun g zu. Demge­

genüber schiene es zweckmäßig, diesen ait weiteren konkreten Aufgaben 

(Begutac htungen udgl. ) auszustatten. Um eine ordnungsgemä'Be Auf­

gaben besorgung sicherzustellen, müßten 1ür die M�tglieder dieses 

Beirates allerdings 'bestimmte i,achliche Qualifi:katione'n vorgeschrie­

ben werden. 

Das Vorschlagsrecht für die Län dervertret·er im ·Abfallwirtschaftsbei­

rat sollte der Landeshauptmännerkonferenz und nicht der Verbinciung�­

st-e1le der Bundesländer zukommen • .  Eine solche Befugnis der V erbin­

dungsstelle wäre �it der für sie geltenden Geschäftsordnung nicht 

vereinbar. Die Bestimmung über den Landesabfallbeirat stellt einen 

Eingriff in die O rgan isationshohei t der Länder ·dar und hätt·e daher 

zu entfallen . 

Zu § 8: 

Der Abs. 1 scheint n icht n ur im Hinblick auf das Legalitätsprinzip 
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bedenklich, er dürfte darüber hinaus für die Vollziehung nahezu 

unlösbare Probleme mit sich bringen. Die nähere Ausgestaltung der 

Absprachen bzw. Kooperationsabkommen bleibt ebenso unklar. wie die 

Abgrenzung der betroffenen Wirtschaftskreise. Maß nahmen der Abfall­

vermeidung werden immer hoheitlich angeordnet werden müssen. Denkbar 

und von der Sache innerhalb gewisser Grenzen durchaus wünschenswert 

sind Mitwirkungsrechte im Verfahren insbesondere für die betroffenen 

gesetzlichen und allen falls auch freiwilligen Interessenvertretun­

gen nach dem Vorbild bestehender Gesetze. 

Auf die im gegebenen Zusammenhang bezüglich der Abgrenzung gegen­

über dem Wirtschaftslenkungsrecht bestehende kompetenzrechtl�che 

Problematik wurde bereits hingewiesen. In systematischer Hinsicht 

bleibt anzumerken, daß jedenfalls die im Abs. 4 vorgesehene Kenn­

zeichnungspflicht CZ. 1) und die Pflicht 2ur getrennten Behandl ung 

(Z. 2) nicht im Interesse der Abfallverme�dung. sondern vielmehr 

im Interesse der Abfallbehandlung liege n. 

Zu § 9: 

Die nach Abs. 1 Z. 3 erfor:eierliche Beurteilung, ob un d g egeben en­

falls inwieweit durch eine Maßu.ahme der Abfall v'erw�rtung Itunvertret­

bare Mehrkosten" ent.stehen würden , dürft� in der Pr.axis .zu großen 

Problemen führ en . 

Aba. 1 Z. 4 überläßt es in Verbindung mit den Abs. 2 und 3 im Er­

�ebnis dem Zufall b zw. der Privatinitiative, ob �tir die durch die 

Abfallverwertung gewonnenen Stoffe bzw. die dadurch gewonnene Ener­

gie ein Markt vorhanden .ist oder entsteht. Demgegenüber müß t·e dem 

Bund geradezu die gesetzliche Ve.rpflichtung auferlegt werden, für die 
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Schaffung derartiger Märkte, allenfalls auch durch den Abschluß 

von Verträgen, Sorge zu tragen. Eine solche Verpflichtung könnte 

eine bun deseinheitliche Regelung auf diesem Gebiet rechtfertigen. 

Inwieweit die im Abs. 2 vorgesehenen Vereinbarungen bzw. Verpflich­

tung�n im gegebenen Zusammenhang ein geeignetes Instrument darstel­

len, läßt sich nur schwer abschätzen. Leider ist auch den Erläuterun­

gen so gut wie nichts zu entnehmen. Es schiene jedoch eine überle­

genswerte Alternative, im Verordnungswege entsprechende Vorgaben 

zu geben und in dem dadurch geschaffenen Rahmen den Absatz der zu­

rückgewonnenen Stoffe bzw. der Energie dem Markt zu überlassen. 

Nicht ausreichend durchdacht scheint schließlich der Abs. 5. Diese 

Vorschrift würde wohl zu einer unübersehbaren �ielzahl an Ver�rdnun­

gen führen, da inhaltlich voneina'nder abweichende V·ereinbarungen 

bzw. Verpflichtungen nach Abs. 2 unterschiedliche V-erordnungen erfor­

dern würden. 

Auch der Abs. 6 dürfte sich kaum in die Praxis umset zen lassen. 

Unklar ist in diesem Zusammenhang bereits ·der ,�T-eis de.r durch ,eine 

allfällige Verordnung Verpflicht eten. Zur Errei.chung des angestreb­

t en Zieles wäre ·wohl eine Abfallt rennung notwendig. Ob dazu :nac'h 

Abs. 7 der Abfallerzeuger., der 'A bfallsamml-er "Oder erst ·der Abf·allbe­

sei tiger verpflicht.et sein soll, 'bleibt völl�g ;'Offen • .schl�eB1�ch 

ist die energetische Abfallverwert-ung ni'Cht ilIlö.gli·ch. >wenn - so wie 

in Österreich - die hiezu .erforderlichen Anlagen vielfach :nicht 

vorhanden sind. 

Zu § 1 1: 

Auf die grundsätzlichen kompetenzrecht lichen Bedenken gegen die 

§ §  1 1  ff. wurde bereits eingangs hingewi·esen. Hier sei ergänzend 

lediglich festgehalten, daß -es dem Bundesgeset zgeber verwehrt ist, 

hinsichtlich der ausschließlich landesrechtlich geregelt en Fi.ächen­

widmungspläne Festlegungen zu treffen. 
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Zu § 13: 

Im Hinblick auf das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 

6. O ktober 1988, G 240/87, V 146/87, ist die Verordnungsermächtigung 

nach Abs. 1 offenkundig verfassungswidrig. 

Zu den §§ 17 bis 19: 

Hier wur�en im wesentlichen die einschlägigen Bestimmungen des Son­

derabfallgesetzes übernommen. Aus unerfindlichen Gründen wurden 

j edoch einige Bestimmungen des Sonderabfallgesetzes weggelassen. 

Daß die Zuständigkeit zur Erteilunf einer Einfuhrbewilligung nach 

§ 17 nicht mehr dem Landeshauptmann, sondern dem Bundesminist�r 

für Umwelt, jugend und Familie zukommen soll, ist nicht einsichtig. 

Bezüglich des § 18 Abs. 1 bleibt anzumerken, daß es nicht Aufgabe 

Ö sterreichs sein kann, die umweltpolitische V�rtretbarkeit der Ab­

fallbehandlung auf fremdem Staatsgebiet zu beurteilen .• Im § 18 

Abs. 3 müßte es wohl richtig laut-en: "Die Bewilligung darf nur er­

teilt werden* wenn • • • • • • • • • •  " . Unklar bleibt weiters der Begriff 

der "ordnungsgemäßen Übernahme" im § 18 .Abs. 6 • .wu rde die Au sfuh.r 

• 

von Abfällen einmal bewil.ligt, so kann f·.tir Öst'E!rreic'hwohl nur maß­

gebend sein, ob diese vom Ausland auch übernommen werd.en. Kont'roll­

rechte, beispielsweise in der Richtung, ob die Abfälle 'auch .ordnung:s­

gemäß entsorgt werden, stehen Österreich auf 'fremdem Staatsgebiet 

nicht zu. 

Zu § 21: 

Diese Bestimmung ist entbehrlich. Nach § 46 sind die in diesem Bun­

desgesetz geregelten Aufgaben der Gemeinden von diesen im eigenen 

Wirkungsbereich zu besorgen. Daß sich Gemeinden zur Besorgung solcher 

Aufgaben zu Gemeindeverbänden zusammenschließen können, ergibt sich 

bereits aus Art. 1 16a B-VG bzw. aus den Landesgesetzen über die 

Gemeindeverbände. Die Frage der Bildung von Verwaltungsgemeinschaften 

ist ausschließlich in den Gemeindeorganisationsgesetzen der Länder 

zu regeln. 

Zu § 26: 

Die bereits aufgezeigten kompetenzrechtlichen Bedenken gegen die 
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§§ 11 ff. läßt auch diese, nicht zwischen gefährlichen und anderen. 

Abfällen differenzierende, Bestimmung bedenklich scheinen. 

Zu § 27: 

Auch diese Bestimmung wird im Hinblick auf die aufgezeigten kompe­

tenzrechtlichen Bedenken überarbeitet werd�n müssen. Davon abgesehen 

dürfte insofern ein sprachliches Versehen unterlaufen sein, als 

sich der Einschubsatz zwischen den Gedankenstrichen nicht auf das 

Wort "Abfallbesitzer" beziehen dürfte. Richtig müßte es daher lauten: 

"- soweit die Abfälle nicht unter � 2 0  Abs. 1 fallen -". 

Zu § 29: 

Die nur zehntägige Meldefrist ist für den praktischen Vollzug zu 

kurz bemessen. Sie sollte auf �inen Monat verlängert �erden. 

Zu § 31: 

Ob sich die Listen'führung getrennt nach Abfall.art:en in der Praxis 

zweckmäßig verwirklichen läßt., ist der.ze i t nicht .absc·hätz:bar. 

Zu § 32: 

Die Definitionen des Begriffe s "Altöl" im ersten Satz des Ahs .• 1 

und im Abs.. 2 ließen sich in e inen Absatz .zusammen.ziehen. Dieser 

könnte wie folgt lauten: 

"(1) Altöl �m Sinne dieses Bundesgesetzes sind d�e nachstehend 

angeführten Stoffe, sofern deren Vorprodukte nicht mehr ihrem ur­

sprünglichen Zweck entsprechend verwendet werden ·ode r verwendet 

werden können: • • • • • •  ". 

Der zweite Satz des Abs. 1 könnte dem vorgeschlagenen Abs. 1 als 

Abs. 2 angefügt werden. Diesem haftet jedoch insoferne eine inhalt-
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liehe Problematik an, als Fälle denkbar sind, in denen ein Stoff 

nach Abs. 2 Altöl ist, dem nach dem zweiten Satz des Abs. 1 die 

Altöleigenschaft fehlt. Es stellt sich daher die Fxage, ob es statt -

dessen nicht zweckmäßiger wäre zu normieren, daß - abweichend vom 

§ 33 Abs. 1 - eine zulässige Verwertung von Altöl auch dann gege�en 

ist, wenn für eine neuerliche, dem ursprünglichen Zweck entsprechen­

de Verwendung eine mechanische Reinigung im Betrieb des Abfallbe­

sitzers ausreicht und diese innerhalb von zwei Monaten durchge­

führt wird. 

Zu § 33: 

Die Altöl- bzw. Abfalleigenschaft muß richtigerweise wohl vom Vo�­

liegen bzw. vom Nichtvorliegen der Voraussetzungen des § 32 Abs. 1 

und 2 abhängen ( Abs. 1). 

Unklar und gesetzestechnisch veriehlt schein t die Bestimmung des 

Abs. 2. Zudem ist auch diese Ve rordnungsermächtigung offenk undig 

verfassungswidrig ( siehe di.e .Bemerkungen zu § 13) .. 

Zu § 38: 

Der vorliegende Entwurf kennt nur Abfälle und :gefähr�iche Abfälle. 

Abfallkategorien sind ihm da.gegen fremd., we shal. b i.m Falle der Ge­

setzwerdung des Entwurfes ein F-eststellungsbes.cheid :nac h Abs. 1 

nicht erlassen werden könnte. 

Die im Abs. 2vorges�hene, nUT ..zweitägige Entscheidungsfrisl: scheint 

insbesondere bei chemischen Abfäl len mit komplizierter Zusammen­

setzung als zu kurz bemessen. 

Zu § 40: 

Es müßte auch auf die Wahrung von Betriebsgeheimnissen Bedacht ge­

nommen werden. 

Zu § 47: 

Die Bestimmung des Abs. 1 Z. 10 stellt im Hinblick auf den 
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unbestimmten Inhalt der im § 25 festgelegten Sorgfaltspflicht eine 

(verfassungswidrige) Blankettstrafnorm dar. 

Schlußbemerkung: 

Wie vorstehend ausführlich begründet dargelegt wurde, weist der 

vorliegende Entwurf sowohl in seiner Grundkonzeption als auch im 

Detail schwerwiegende, vielfach in die Verfassungssphäre reichende 

Mängel auf. Es scheint, ungeachtet der Tatsache, daß grundsätzlich 

ein Handlungsbedarf besteht, daher unverzichtbar, daß dieser noch 

eingehenden Beratungen unterzogen und entsprechend umgestaltet wird. 

Ein Inkrafttreten bereits am 1. Juli 1989 scheint unter diesen Vor­

aussetzungen kaum realistisch. Insbesondere im Hinblick auf die 

kompetenzrechtlichen Probleme, die die Interessen der Länder beson­

ders berühren, sollten diese in die weiteren Arbeiten eingebunden 

werden. Es wird daher eine Besprechung zwischen Experten des Bundes 

und der Länder beim dortigen Ministerium angeregt. 

25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme werden unter einem dem Präsi­

dium des Nationalrates zugeleitet. 

Für die Landesregierung:" 

Landesamtsdirektor 
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Abschriftlich 

An alle Ämter der Landesregierungen 

ges ondert an die Verbindungsstelle der Bundesländer 
beim Amt der Niederösterr. Landesregierung, Wien 

an das Bundeskanzleramt-Verfass ungsdienst, Wien 

an das Präsidium des Nationalrates, Wien, 25 Ausf. 

an alle National- und Bundesräte in Tirol 

zur gefl. Kenntnisnahme. 

F.d.R.d.A.: 

IfUt/!tY 

Für die Landesregierung: 

Dr. G s t r e i n  

Landesamtsdirektor 
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